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Durch dick und dünn: EZB-Präsident Trichet, Kanzlerin Merkel, Kommissionschef Barroso, Premier Papandreou, Ratspräsident Van Rompuy und Präsident Sarkozy (v. l.)
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Etwas muffig im Abgang
Tomatensaft gehört zum Fliegen wie
Bordkarte und Sicherheitsgurt.
Warum, haben jetzt Forscher des
Fraunhofer-Instituts herausgefunden

JENNIFER LACHMAN

Was wurde nicht schon alles spekuliert.
Tomatensaft helfe gegen Übelkeit beim

Fliegen. Das Würzen, Rühren, Nippen, Rühren
vertreibe die Langeweile an Bord. Früher
wurde gar gemutmaßt, mit dem sonst nur sel-
ten getrunkenen Gemüsesaft werde gern auf
das besondere Ereignis Fliegen angestoßen.

Nichts als Vermutungen. Doch endlich gibt
es jetzt eine harte wissenschaftliche Erklä-
rung. Seit über zwei Jahren untersuchen For-
scher des Fraunhofer-Instituts im Auftrag der
Lufthansa, wie sich die Geruchs- und Ge-
schmackssinne bei den niedrigeren Druckver-
hältnissen in der Kabine verändern. Und für
das Phänomen Tomatensaft lautet die Lösung

der Wissenschaftler schlicht: Über den Wolken
schmeckt Tomatensaft einfach besser.

Versuchspersonen, die den Saft bei nor-
malen Druckverhältnissen als „muffig“ ver-
schmähten, bemerkten plötzlich „angenehm
fruchtige Gerüche und süße, kühlende Ge-
schmackseindrücke“, berichtet die Aroma-
Chemikerin Andrea Burdack-Freitag der Wo-
chenzeitung „Die Zeit“. Der Grund: In 10 000
Metern Höhe herrscht in der Kabine ein Luft-
druck wie auf einem 2500 bis 3000 Meter ho-
hen Berg. Während die Fruchtnoten des Saftes
bei Normaldruck maskiert werden, werden sie
auf Flughöhe freigesetzt – und verhelfen dem
Saft so zu ungewohnter Popularität. 

1,7 Millionen Liter schenkt allein die Luft-
hansa jedes Jahr aus. Rein rechnerisch lässt
sich damit jeder siebte Fluggast einen Plastik-
becher mit dem sonst von vielen verschmäh-
ten Saft reichen. Insgesamt werden drei bis
fünf Prozent des Gesamtabsatzes im Flugzeug
konsumiert, hat der Verband der deutschen
Fruchtsaft-Industrie errechnet. Bei Orangen-
saft liegt dieser Anteil bei 0,4 Prozent. 

Die Lufthansa ist über die Ergebnisse der
Versuchsreihen „begeistert“, wie eine Spre-
cherin sagt: Zwar haben die Manager schon
länger vermutet, dass etwa Salze in der Höhe
deutlich fader schmecken – und ihre Köche
und Caterer entsprechend zum Nachwürzen
angewiesen. Nun aber verfüge die Fluglinie
über wissenschaftlich fundierte Handlungs-
leitlinien, „die es uns ermöglichen, aus Sicht
der Passagiere noch schmackhaftere Speisen
und Getränke an Bord anzubieten“, so die
Sprecherin. Für die Lufthansa ist das mehr als
ein reiner Servicegedanke: Angesichts eines
milliardenschweren Sparprogramms muss die
Fluggesellschaft zusehen, dass sie sich auch
künftig von billigeren Konkurrenten abhebt. 

Statistisch signifikant seien die Erkenntnisse
schon, betont Burdack-Freitag. Als Humbug
will die Forscherin all die anderen Theorien
aber nicht abtun: „Ich bin mir 100-prozentig
sicher, dass es bei vielen Fluggästen keine
Frage des Geschmacks ist – sondern eher mit
Tradition oder Lifestyle zu tun hat.“ Auf psy-
chologische Tests hat sie allerdings verzichtet. 

VON PETER EHRLICH , BRÜSSEL,

MAREIKE SCHEFFER , FRANKFURT, 

UND JENS TARTLER , BERLIN

D
ie Staaten der Euro-Zone
wollen die gemeinsame
Währung um jeden Preis

verteidigen. Die 27 Staats- und Re-
gierungschefs der EU versprachen
am Donnerstag ein „entschlosse-
nes und koordiniertes Handeln“,
sollte die Stabilität der Euro-Zone
bedroht sein. Damit gaben sie eine
Garantie ab, bei einer drohenden
Pleite Griechenlands oder eines
anderen Euro-Lands mit Nothil-
fen einzuspringen. 

Kein Beschluss fiel zu konkreten
Hilfsmaßnahmen für den Mittel-
meerstaat. Die Finanzminister der
Euro-Zone hatten in den vergan-
genen Tagen an einem Rettungs-
paket gearbeitet. Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) verglich die Zusage
an Griechenland aber mit der
deutschen Garantie für alle Spar-
konten vom Jahr 2008. Frankreichs
Präsident Nicolas Sarkozy sprach
von einem „starken und präzisen
Signal an die Finanzmärkte“.

Die EU-Staaten wollen den
Druck auf Griechenland damit auf-
rechterhalten und gleichzeitig die
Märkte beruhigen. Letzteres ge-
lang nur teilweise: Enttäuschte An-

leger straften den Euro ab, die
Währung stürzte zeitweise unter
1,36 $. „Die Anleger hatten mit
konkreten Hinweisen zum Ret-
tungsplan für Griechenland ge-
rechnet“, sagte Mario Mattera,
Analyst vom Bankhaus Metzler.
Ein Devisenhändler sagte: „Viele
Marktteilnehmer fürchten nun,
dass mit der Hilfe für Griechenland
ein Präzedenzfall geschaffen wird
und die Rettung weiterer Staaten
den Euro noch stärker belastet.“

Griechenlands Regierungschef
Giorgos Papandreou sprach von
einer „glasklaren Botschaft an die
Märkte, die jeden Spekulanten
warnt“. Der Politiker sagte erneut
zu, das griechische Haushaltsdefi-
zit 2010 um vier Prozentpunkte auf
8,7 Prozent zu verringern. Wenn

nötig, werde er auch weitere Spar-
maßnahmen ergreifen. 

Der Erfolg des Sparprogramms
soll nun nicht nur von der EU-
Kommission und der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) über-
wacht werden, sondern auch vom
Internationalen Währungsfonds
(IWF). Sollten sich die Märkte sta-
bilisieren, soll das Thema weiterer
Hilfen für Griechenland bis dahin
ruhen. Man könne aber auch frü-
her reagieren, hieß es in Berlin. 

Der EU-Gipfel musste über
konkrete Hilfen für das Land nicht
beraten, weil Athen keine Unter-
stützung beantragt hatte. In EU-
Kreisen hieß es aber, die „ganze
Bandbreite“ möglicher Hilfen sei
weiter im Gespräch. Besonders
Merkel hat nach Angaben aus
mehreren Staaten verhindert,
dass konkrete Maßnahmen an-
gekündigt wurden. „Deutschland
hat in dem Prozess extrem auf der
Bremse gestanden“, hieß es. 

Am wahrscheinlichsten ist,
dass eine größere Zahl von Euro-
Staaten Griechenland bilateral
unterstützt. Allerdings müssen
die Länder dabei das Verbot des
EU-Vertrags umgehen, einzelne
Staaten direkt aus Finanznöten
herauszukaufen. In Deutschland
ist etwa der Ankauf griechischer

Staatsanleihen oder Bürgschaften
durch die KfW im Gespräch. Die
Hilfen könnten gewährt werden,
falls Griechenland im Frühjahr
Probleme bekommt, sich an den
Kapitalmärkten zu refinanzieren. 

Hauptgrund dafür, dass Grie-
chenland nicht fallen gelassen
wird, sind die befürchteten Er-
schütterungen der Euro-Zone. Bei
einer Zahlungsunfähigkeit Grie-
chenlands hätten Banken in meh-
reren EU-Staaten erhebliche Pro-
bleme. Eine gefährliche Kettenre-
aktion müsse vermieden werden,
hieß es am Rande des Gipfels.

Unter den deutschen Banken ist
unter anderem die Hypo Real
Estate (HRE) über ihre Tochter
Deutsche Pfandbriefbank in Milli-
ardenhöhe in Griechenland enga-
giert. Ein HRE-Sprecher sagte der
FTD, vom sogenannten Deckungs-
stock für öffentliche Pfandbriefe in
Höhe von 57 Mrd. € entfielen sie-
ben Prozent auf griechische Anlei-
hen. Das entspricht 4 Mrd. €. Die
HRE musste mit Eigenkapital und
Garantien von über 100 Mrd. € ge-
stützt werden und gehört mittler-
weile dem Bund. 
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EU-Parlament
schmettert

Swift-Plan ab
Abgeordnete schützen

Bankdaten vor Washington

VON CLAUS HECKING , STRASSBURG

M it der Ablehnung des Bank-
datenabkommens Swift hat

das Europäische Parlament seine
neue Macht unter Beweis gestellt.
Die Straßburger Abgeordneten
kippten am Donnerstag mit deut-
licher Mehrheit die umstrittene
Swift-Vereinbarung. Sie hätte US-
Terrorfahndern erlaubt, neun Mo-
nate lang beim belgischen Fi-
nanzdienstleister Swift im großen
Stil Daten aus der EU und der ge-
samten Welt abzufragen.

„Die US-Diplomatie ist den Ge-
pflogenheiten von Gulliver gefolgt
und dachte, man könnte mit dem
EU-Parlament wie mit einem
Zwergenverein umgehen“, sagte
der sozialdemokratische Frakti-
onschef Martin Schulz. Das sei
aber ein Irrtum. Die US-Botschaft
in Brüssel nannte die Entschei-
dung einen „Rückschlag für den
gemeinsamen Terrorkampf von
USA und EU“.

Druck der USA widerstanden
Washington hatte in den vergan-
genen Tagen mit allen Mitteln ver-
sucht, das Veto der Abgeordneten
zu verhindern. Außenministerin
Hillary Clinton intervenierte per-
sönlich bei Parlamentschef Jerzy
Buzek und EU-Chefdiplomatin
Catherine Ashton. US-Vertreter
drohten Brüssel sogar mit einem
Abbruch aller Verhandlungen
über ein endgültiges Abkommen.

Davon unbeeindruckt wies das
Parlament Swift mit 378 zu 196
Stimmen ab. Zuvor hatte eine
hauchdünne Mehrheit von Sozial-
demokraten, Liberalen, Grünen
und Linken einen Vertagungs-
antrag der Christdemokraten ab-
gelehnt. Ausschlaggebend war
neben Datenschutzbedenken die
Sorge, dass sich betroffene Bank-
kunden nicht vor amerikanischen
Gerichten wehren könnten. 

Mit ihrem Votum erzwingen die
Parlamentarier Neuverhandlun-
gen „auf Augenhöhe“ mit Wa-
shington und den anderen EU-Or-
ganen, wie es der liberale Innenex-
perte Alexander Alvaro ausdrück-
te. Das Parlament genießt seit In-
krafttreten des Lissabon-Vertrags
vor drei Monaten weitreichende
Mitspracherechte bei Fragen von
Justiz und innerer Sicherheit.

Neue Verhandlungen
Innenkommissarin Cecilia Malm-
ström kündigte bereits für die
nächsten Wochen Gespräche mit
den USA über ein neues, dauer-
haftes Abkommen an. Bis dahin
wird Swift Bankdaten nur in eng
begrenzten Fällen im Rahmen ei-
nes Rechtsbeihilfeabkommens an
US-Ermittler herausgeben.

Der sozialdemokratische Frakti-
onschef Martin Schulz sagte, Wa-
shington habe kaum eine Wahl, als
sich auf Verhandlungen einzulas-
sen. „Die USA haben schon ein-
mal versucht, über Swift bilateral
mit Belgien zu verhandeln. Und
dabei sind sie gescheitert.“ 

Abgeordnete sprachen nach
dem Votum von einer Gewichts-
verschiebung innerhalb der EU.
„Ich bin nun sehr zuversichtlich,
dass das Europäische Parlament
die führende Rolle unter den Insti-
tutionen in Europa übernehmen
wird“, sagte der Sozialdemokrat
Schulz. Die Grünen sprachen von
einer „Kehrtwende für Demokra-
tie und Grundrechte in der EU“.
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Schlappe für Infineon-Rebellen

Die meuternden Investoren
sind mit ihrem Aufstand

gegen die Unternehmensspitze
gescheitert. Der vom britischen
Hermes-Fonds nominierte Ge-
genkandidat Willi Berchtold fiel
am Donnerstag bei der Wahl
zum Aufsichtsrat mit deutlicher Mehrheit durch.
Dagegen wurde der Konzernfavorit Klaus Wuche-
rer mit 72,5 Prozent Zustimmung in das Kontroll-
gremium gewählt, wo seine Wahl zum Vorsitzen-
den angebahnt war.  BERICHT Seite 3

LEITARTIKEL: GRIECHENLAND

Gefährlicher
Präzedenzfall

E s klingt nach starken Worten, was die EU-
Staats- und Regierungschefs da von sich
gegeben haben: Zuerst müsse Griechen-

land es aus eigener Kraft hinbekommen, sein be-
drohliches Defizit abzubauen – im Notfall aber
werde Europa natürlich einschreiten. 

Dieses unkonkrete Garantieversprechen ist aus
zwei Gründen problematisch. Zum einen nimmt
es Griechenland den Druck, sein Schuldenpro-
blem wieder in den Griff zu bekommen. Zum an-
deren beruhigt es die Marktteilnehmer wohl eher
kurzfristig, dass die Solvenz der schwächeren Mit-
glieder der Euro-Zone gesichert ist.

Im schlimmsten Fall passiert Folgendes: Spa-
nier, Italiener und Portugiesen deuten die Ausru-
fung des Bündnisfalls der EU als Versprechen,
dass Europa auch ihnen beistehen wird. Die
Märkte dagegen sind sich da nicht so sicher und
verstehen die Situation als Einladung, gegen die
Euro-Zone zu spekulieren. 

Aus dieser Lage muss die Europäische Union
schleunigst herauskommen. Auch wenn Länder
wie Deutschland zu Recht darauf dringen, dass
die Griechen sich selbst sanieren müssen, und die
eigene Bevölkerung wenig Verständnis für Milliar-
denhilfen hätte: Fallen lassen kann die EU das
Land nicht. Zu leicht kann die griechische Krank-
heit sich auf andere Mitgliedsstaaten ausbreiten
und die gesamte Währungsunion bedrohen. 

Wollen die Staatschefs ernst genommen wer-
den, müssen sie sagen, wie sie dem Land konkret
aus der Schuldenfalle helfen wollen. Kurzfristig
ginge das etwa über bilaterale Kredite oder Bürg-
schaften für griechische Staatsanleihen – das
sichert die Investoren ab und zwingt Athen eher
zum Sparen. Denn solche Hilfen können theore-
tisch entzogen und dadurch eher mit klaren Sank-
tionsmöglichkeiten verbunden werden, etwa Ein-
griffsrechten in die Finanzpolitik. 

Zudem müssen die Mitgliedsstaaten weiteren
Notfällen vorbeugen. Der Maastricht-Vertrag sieht
keinerlei Finanzhilfen für angeschlagene Länder
vor. Diese Regeln hat die EU klar gebrochen, nun
muss sie etwas Neues an ihre Stelle setzen. Denk-
bar ist da vieles, zum Beispiel eine Art Europäischer
Währungsfonds nach Vorbild des IWF. Wenn von
vornherein klar ist, unter welchen Bedingungen die
EU eingreift, diszipliniert das die Mitglieder der
Währungsunion und beugt Spekulationen gegen
sie vor. Und die Märkte beruhigt es eher als
Placeboaussagen, deren Wirkung unsicher ist.

WEITERE LEITARTI KEL
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Euro-Zone erklärt Bündnisfall
Regierungen geben Garantie für Pleitestaaten ab · Kein Beschluss zu Griechenland-Hilfen


